 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7102573/2020

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Daniel Graschitz LL.M.(WU) in der
Beschwerdesache ***Bf1*** ***Bf]-Adr***, vertreten durch Beurle Oberndorfer
Mitterlehner GesbR, Landstralle 9, 4020 Linz, iber die Beschwerde vom 16. August 2019 gegen
den Haftungsbescheid des Finanzamtes Wien 4/5/10 vom 15. Juli 2019 zu Recht erkannt:

l. Der Beschwerde wird gemaR § 279 BAO teilweise Folge gegeben. Der angefochtene
Bescheid wird abgedndert und die Haftung der Beschwerdefihrerin auf den Betrag von
EUR 46.423,44 herabgesetzt. Die Aufgliederung der Abgaben findet sich am Ende der
Entscheidungsgriinde und bildet einen Bestandteil des Spruches dieses Erkenntnisses.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof
nach Art 133 Abs 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Mit Bescheid vom 15.7.2019 wurde ***Bf1*** (in der Folge ,,Beschwerdefiihrerin®) als
Haftungspflichtige flr aushaftende Abgabenschuldigkeiten der ***Primarschulderin®*** (in der
Folge ,,Primarschuldnerin“) im AusmaR von EUR 67.700,71 in Anspruch genommen. Gegen
diesen Bescheid richtet sich die von der Beschwerdefiihrerin am 16.8.2019 eingebrachte
Beschwerde.

In der Beschwerde wird im Wesentlichen vorgebracht, dass mangels Verschuldens der
Beschwerdefiihrerin die Haftungsinanspruchnahme fiir jene Abgaben zu Unrecht erfolgt sei,
die erst nach Insolvenzeréffnung bescheidmalig festgesetzt worden seien. Auch erfolge die
Haftungsinanspruchnahme fiir die ibrigen Abgaben zu Unrecht, weil die Primarschuldnerin im
Zeitpunkt der jeweiligen Falligkeiten Uber keine ausreichenden liquiden Mittel verfligt habe
und die Glaubiger durchgangig anteilig entsprechend den vorhandenen liquiden Mitteln
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befriedigt worden seien. Die Haftungsinanspruchnahme wiirde die Beschwerdefiihrerin
aufgrund ihrer wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit auch unbillig hart treffen.

Mittels Beschwerdevorentscheidung vom 20.3.2020 wurde die Beschwerde als unbegriindet
abgewiesen.

Gegen die abweisende Beschwerdevorentscheidung richtet sich der am 27.5.2020 fristgerecht
eingebrachte Vorlageantrag. Zu den bescheidmalig festgesetzten Selbstbemessungsabgaben
wird ausgefihrt, dass es bedingt durch die Insolvenzeroffnung zu Berichtigungen erklarter
Vorsteuern kommen wiirde, die zu einer Umsatzsteuernachforderung fihren wirden.
Hinsichtlich dieser Abgaben kénne der Beschwerdefiihrerin nicht vorgeworfen werden, dass sie
diese nicht vor Insolvenzerdffnung entrichtet habe. Hinzu komme, dass der Primarschuldnerin
vor Insolvenzeroffnung eine Ratenvereinbarung bewilligt worden sei und der zu diesem

Zeitpunkt bestehende Abgabenriickstand dadurch nicht mehr fallig gewesen sei.
Die Beschwerde wurde am 20.6.2020 dem Bundesfinanzgericht zur Entscheidung vorgelegt.

Mittels Vorhaltes des Bundesfinanzgerichts vom 30.1.2026 wurde die Beschwerdefiihrerin
unter Verweis auf die Rechtsprechung des VwWGH darauf hingewiesen, dass die pauschale
Behauptung der Glaubigergleichbehandlung nicht ausreiche. Es wurde ihr die Mdéglichkeit
eingeraumt, zu ihren bisherigen Ausfiihrungen Stellung zu nehmen. Zusatzlich wurde die
Beschwerdefiihrerin um eine detaillierte Sachverhaltsdarstellung zu den von ihr vorgebrachten

Vorsteuerberichtungen im Zuge der Insolvenzeréffnung sowie um Rickmeldung ersucht.

Die Beschwerdefiihrerin antwortete auf diesen Vorhalt zusammengefasst damit, dass ihr die
Unterlagen aus dem beschwerdegegenstandlichen Zeitraum aufgrund der langen
Verfahrensdauer vor dem Bundesfinanzgericht nicht mehr vorliegen wiirden und aufgrund
eingebrachter Zahlungserleichterungsersuchen bis Ende 2017 keine falligen
Abgabenriickstinde mehr bestanden hatten. Zu den Vorsteuerberichtigungen koénne die
Beschwerdefiihrerin keine Angaben machen, weil die betroffenen Umsatzsteuererklarungen

vom Masseverwalter eingereicht worden seien und ihr diese nicht vorliegen wirden.

Die belangte Behorde teile liber Vorhalt des Bundesfinanzgerichts mittels Schreiben vom
10.3.2026 im Wesentlichen mit, dass einzelne Abgabenfestsetzungsbescheide dem
angefochtenen Haftungsbescheid bei Ausstellung nicht angeschlossen waren und dass die
Beschwerdefiihrerin nicht dargelegt habe, inwieweit sie ihren Uberwachungspflichten
nachgekommen sei.

Die Schreiben der belangten Behorde wurde der Beschwerdefiihrerin zur Wahrung des
Parteiengehores und zur allfilligen Stellungnahme weitergeleitet. Der Vertreter der
Beschwerdefiihrerin beantwortete den Vorhalt dahingehend, dass die belangte Behorde nicht
bezeichnen kann, welches konkrete Verschulden der Beschwerdefiihrerin vorwerfbar sei und
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dass die Rechtsansicht der belangten Behdrde im Wesentlichen einer Erfolgs haftung
gleichkommen wiirde. Sowohl im Zuge der Beschwerde, als auch im Zuge des Vorlageantrages
seien Nachweise zur Glaubigergleichbehandlung vorgelegt worden.

1. Sachverhalt

Am ***Datum 1*** wurde Uber die Primdrschuldnerin ein Konkursverfahren beim
Handelsgericht Wien ertffnet. Das Konkursverfahren wurde am ***Datum 2*** mangels
Kostendeckung aufgehoben. Mittels Beschlusses des Handelsgerichts Wien vom ***Datum
3*** erfolgte aufgrund von Vermogenslosigkeit die amtswegige Loschung der
Primarschuldnerin aus dem Firmenbuch. Die Beschwerdefiihrerin war ab ***Datum 4*** bis
zu deren Loschung aus dem Firmenbuch alleinvertretungsbefugte Geschaftsfihrerin der
Primarschuldnerin.

Die Beschwerdefiihrerin wurde mittels Haftungsbescheides vom 15.7.2019 fiir nachstehende

Abgabenschulden der Primarschuldnerin zur Haftung herangezogen:
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Abgabenart Zeitraum Betrag
Lohnsteuer 2014 10,17
Lohnsteuer 3/2016 759,63
Dienstgeberbeitrag 3/2016 143,52
Zuszchlag zum Dienstgeberbeitrag 3/2016 12,76
Lohnsteuer 5/2016 315,55
Dienstgeberbeitrag 5/2016 597,85
Zuszchlag zum Dienstgeberbeitrag 52016 2,84
Umsatzsteuer 7/2016 320,11
Lohnsteuer 8/2016 1.607,358
Dienstgeberbeitrag 8/2016 692,03
Zuzchlag zum Dienstgeberbeitrag 8/2016 61,51
Umsatzsteuer 8/2016 2.885,61
Karperschaftsteuer 10-12/2016 125,00
Umsatzsteuer 1272016 1.0458,54
S3umniszuschlag 1 2016 59,63
S3umniszuschlag 1 2016 57,71
Lohnsteuer 2016 58,67
Umsatzsteuer 2016 19.911,77
Umsatzsteuer 2/2017 5.129,83
Umsatzsteuer 3/2017 2.5945 04
Umsatzsteuer 4/2017 1.570,79
Karperschaftsteuer 04-05,/2017 125,00
Umsatzsteuer 72017 294 85
Umsatzsteuer g/2017 0,02
Umsatzsteuer 9/2017 896,60
Karperschaftsteuer 07-09/2017 125,00
Umsatzsteuer 10/2017 5.163,15
Karperschaftsteuer 10-12/2017 125,00
Umsatzsteuer 11-12/2017 16.506,46
Zuszchlag zum Dienstgeberbeitrag 2017 106,96
Dienstgeberbeitrag 2017 1.096,30
Lehnsteuer 2017 3.979,36
Sgumniszuschlag 1 2017 102,60
Stundungszinsen 2017 91,87
S3umniszuschlag 1 2017 58,58
S3umniszuschlag 2 2017 51,30
Stundungszinsen 2017 161,33
S3umniszuschlag 1 2017 103,26
Karperschaftsteuer 01-03/2018 125,00
Pfandungsgebihr 2018 255,54
Barauslagenersatz 2018 3,10
Gezamt 67.700,71
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Im Zuge der Haftungsinanspruchnahme wurden der Beschwerdefiihrerin der Bescheid Uber die

Festsetzung eines ersten Saumniszuschlages vom 9.6.2017, der Bescheid Uber die Festsetzung

eines ersten Saumniszuschlages vom 9.1.2018 sowie der Umsatzsteuerbescheid 2016 vom
15.1.2018 nicht zur Kenntnis gebracht.

Mit Eingabe vom 29.3.2015 wurde fiir die Primadrschuldnerin ein

Zahlungserleichterungsersuchen eingebracht. Begriindend wird darin ausgefihrt, dass in den

Wintermonaten kaum Abrufe von Kunden hereingekommen sind. Ab Mai — so die

Ausfiihrungen —ist die Primarschulderin aber in der Lage Raten von EUR 1.500,00 zu bezahlen

und ist man aufgrund der Auftragslage positiv. Mit Bescheid vom 2.4.2015 wurde das
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Ratenzahlungsersuchen bewilligt. Die erste Rate war gemal dem bewilligenden Bescheid am
4.5.2015 fallig. Mittels Schreiben vom 11.5.2015 wurde die Primarschuldnerin gemaR
§ 230 Abs 5 BAO (iber den eingetretenen Terminverlust verstandigt.

Mit Eingabe vom 3.2.2017 wurde um Stundung der Abgabenverbindlichkeiten der
Primarschuldnerin bis 1.4.2017 ersucht. Begriindend wird ausgefiihrt, dass die Auftraggeber
der Primadrschuldnerin offentliche Auftraggeber sind und diese derzeit verspatet zahlen. Es sind
—sodie Begriindung im Zahlungserleichterungsersuchen — Rechnungen in Héhe von

EUR 45.000,00 fakturiert und man wartet auf die Zahlungseingéange. Es wird daher um
Stundung ersucht und werden die normalen Falligkeiten in den Folgemonaten eingehalten. Mit
Bescheid vom 23.2.2017 wurde das Zahlungserleichterungsersuchen bewilligt und eine
Stundung des Abgabenriickstandes in Hohe von EUR 14.957,24 bis 3.4.2017 bewilligt.

Mit weiterer Eingabe vom 17.3.2017 wurde durch die Primdrschulderin um Ratenzahlung
ersucht. In der Begriindung wurde ausgefihrt, dass es zu verzogerten Zahlungen von
offentlichen Auftraggebern kommt. Mit Bescheid vom 6.9.2017 wurde das
Ratenzahlungsersuchen bewilligt. Mittels Schreiben vom 9.10.2017 wurde die
Primadrschuldnerin gemald § 230 Abs 5 BAO Uber den eingetretenen Terminverlust verstandigt.

Bis zum 5.1.2018 fanden Uberweisungen auf das Abgabenkonto der Primarschuldnerin statt.

Im Zuge der Insolvenzeréffnung ist es durch die Primdrschulderin nicht zur Berichtigung
geltend gemachter Vorsteuern gekommen.

Die Beschwerdefiihrerin erbrachte keinen Nachweis (iber die gleichmaRige Verteilung der
liquiden Mittel an die Glaubiger der Primarschuldnerin.

Samtliche haftungsrelevanten Abgaben wurden bis dato nicht entrichtet und haften zur Ganze

aus.

2. Beweiswiirdigung

Zum Konkursverfahren, den eingebrachten Zahlungserleichterungsersuchen, der
Vertreterfunktion und den Abgabennachforderungen

Die Sachverhaltsfeststellungen zum Konkursverfahren der Primarschulderin, der
Geschaftsfihrerfunktion der Beschwerdefiihrerin und den eingebrachten
Zahlungserleichterungsersuchen (Ratenzahlungsersuchen und Stundungsantrdge) beruhen auf
dem Inhalt des vorgelegten Verwaltungsaktes, auf den vom Bundesfinanzgericht
durchgefiihrten Datenbankabfragen (Firmenbuch, Abgabenkonto der Primarschuldnerin,
Ediktsdatei) sowie aufgrund der Einsichtin den Akt des Konkursverfahrens der

Primarschulderin.
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Die Sachverhaltsfeststellungen zur Feststellung, dass der Beschwerdefiihrerin der Bescheid
Uber die Festsetzung eines ersten Saumniszuschlages vom 9.6.2017, der Bescheid liber die
Festsetzung eines ersten Sdumniszuschlages vom 9.1.2018 sowie der Umsatzsteuerbescheid
2016 vom 15.1.2018 nicht zur Kenntnis gebracht wurden, ergibt sich aus den dem
Bundesfinanzgericht vorliegenden Verwaltungsakt und der Bestatigung der belangten Behdrde.

Zu den berichtigen Vorsteuern

Dass es im Zuge der Insolvenzerdffnung im Jahr 2018 nicht zur Berichtigung geltend gemachter
Vorsteuern gekommen ist, ergibt sich aus der Umsatzsteuerjahreserklarung 2018 der
Primarschulderin. Bei der Umsatzsteuerjahreserklarung 2018 handelt es sich um eine ,,Null-
Erklarung” und wurden in ihr weder eine Bemessungsgrundlage fiir die Umsatzsteuer noch
Vorsteuern, und somit auch keine Berichtigungen gemaR § 16 UStG, erklart. Das Vorbringen
der Beschwerdefiihrerin geht daher (ber die blofle Behauptungsebene nicht hinaus.

Sofern der Vertreter der Beschwerdefiihrerin in seiner Stellungnahme vom 9.3.2026 ausfiihrt,
dass davon auszugehen ist, dass diese Vorsteuerberichtigungen im Umsatzsteuerbescheid 11-
12/2017 vom 29.5.2018 vorgenommen worden sein diirften, dieser Bescheid der
Beschwerdefiihrerin aber nicht vorliegt und daher eine Uberpriifung nicht méglich ist, ist
festzuhalten, dass der gegenstandliche Umsatzsteuerbescheid samt Begriindung dem
angefochtenen Haftungsbescheid angeschlossenist und der Beschwerdefiihrerin bei
Haftungsinanspruchnahme zur Kenntnis gebracht wurde. Aus der Bescheidbegriindung ist die
Zusammenstellung der festgesetzten Umsatzsteuer fir den Zeitraum 11-12/2017 ersichtlich
und ergibt sich daraus, dass es auch in diesem Zeitraum nicht zu Vorsteuerberichtigungen
gekommen ist.

Zur Glaubigergleichbehandlung

Die Beschwerdefiihrerin legt zum Nachweis der Glaubigergleichbehandlung fiir den Zeitraum
1.1.2018 bis 28.2.2018 eine Saldenliste des Girokontos (***Bankverbindung 1***) der
Primarschuldnerin vor, aus der ersichtlich sei, dass es in diesem Zeitraum nur mehr zu
Eingdangen auf dem Bankkonto der Primarschulderin gekommen sei und keine Zahlungen an
Glaubiger mehr geleistet worden seien.

Nach der standigen Rechtsprechung des VWGH lastet die Verpflichtung zur Errechnung einer
entsprechenden Quote und des Betrages, der bei anteilsmaRiger Befriedigung der Forderungen
der Abgabenbehdrde — bezogen auf den jeweiligen Falligkeitszeitpunkt einerseits und das
Vorhandensein liquider Mittel anderseits zu entrichten gewesen ware —beim Vertreter. Eine
Betrachtung der Glaubigergleichbehandlung hat zum jeweiligen Falligkeitstag zu erfolgen
(VWGH 25.11.2009, 2007/15/0277). Der Vertreter muss darlegen, welche Verbindlichkeiten der
GmbH aushaften, welche Mittel ihr an sich zur Verfligung gestanden sind und welche
Zahlungen fur sie jeweils geleistet wurden (VWGH 15.1.2024, Ra 2022/08/0009).
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Die bloRe Vorlage einer Saldenliste eines Bankkontos der Primarschulderin erbringt entgegen
dem Vorbringen der Beschwerdefiihrerin keinen Nachweis dariiber, dass es zu einer
gleichmaRigen Verteilung der liquiden Mittel an die Glaubiger gekommen ist. Weder gibt die
vorgelegte Saldenliste eines Bankkontos Aufschluss tiber jene Mittel, die der Primarschulderin
insgesamt zur Verfligung gestanden sind, welche Verbindlichkeiten ausgehaftet sind, noch
welche Zahlungen fir sie im betroffenen Zeitraum tatsachlich geleistet wurden.

Dieser Umstand wird dadurch untermauert, dass auf das Abgabenkonto der Primarschuldnerin
mit 3.1.2018 eine Uberweisung in Héhe von EUR 2.500,00 vorgenommen und der Betrag am
5.1.2018 am Abgabenkonto erfasst wurde. Aus der vorgelegten Saldenliste des Bankkontos fir
den Zeitraum 1.1.2018 bis 28.2.2018 ist diese Zahlung aber nicht ersichtlich und wurde von der
Beschwerdefihrerin lediglich angegeben, dass diese vielleicht von dritter Seite stammen
kdnnten. Von der belangten Behdrde wurde im Rahmen des Vorhalteverfahrens in diesem
Zusammenhang jedoch glaubhaft vorgebracht, dass die gegenstandliche Zahlung auf das
Abgabenkonto von der Primarschulderin selbst durchgeflihrt wurde. Weiters ergibt sich aus
dem Akt des Konkursverfahrens der Primarschuldnerin (AS 51f), dass diese ein Bankkonto bei
der ***Bankverbindung 2*** hatte. Zu diesem Konto wurden von der Beschwerdefiihrerin

aber keinerlei Informationen und Unterlagen vorgelegt.

Die vorgelegte Saldenliste des Bankkontos bei der ***Bankverbindung 1*** ist daher nicht
geeignet zu beweisen, welche liquiden Mittel der Primarschulderin zu den jeweiligen
Falligkeitszeitpunkten tatsachlich zur Verfligung gestanden sind und dass alle Glaubiger,
zumindest ab dem 1.1.2018, gleichbehandelt wurden.

3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abanderung)

Gemadl § 9 Abs 1 BAO haften die in den §§ 80ff BAO bezeichneten Vertreter neben den durch
sie vertretenen Abgabepflichtigen fir die diese betreffenden Abgaben insoweit, als die
Abgaben infolge schuldhafter Verletzung der den Vertretern auferlegten Pflichten nicht

eingebracht werden kénnen.

Nach der Bestimmung des § 80 Abs 1 BAO haben die zur Vertretung juristischer Personen
berufenen Personen alle Pflichten zu erfillen, die den von ihnen Vertretenen obliegen und sind
sie befugt, die diesen zustehenden Rechten wahrzunehmen. Sie haben insbesondere dafiir zu

sorgen, dass die Abgaben aus den Mitteln, die sie verwalten, entrichtet werden.
Die personliche Haftung erstreckt sich gemals § 7 Abs 2 BAO auch auf Nebenanspriiche.

Eine Berechtigung zur Haftungsinanspruchnahme der gesetzlichen Vertreter besteht nur bei

schuldhafter Verletzung der ihnen auferlegten Pflichten. Zur Haftungsinanspruchnahme geniigt
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der Vorwurf bloRen Verschuldens, sohin auch leichte Fahrlassigkeit (VwWGH 19.5.2021, Ra
2019/13/0046).

Aus dem einem Haftungspflichtigen eingerdumten Beschwerderecht ergibt sich, dass ihm
anldsslich der Erlassung des Haftungsbescheides von der Behérde Gber den
haftungsgegenstandlichen Abgabenanspruch Kenntnis zu verschaffen ist (VwWGH 18.3.1994,
92/17/0003) und zwar vor allem Gber Grund und Hohe des feststehenden Abgabenanspruches
(VWGH 22.6.2022, Ra 2020/13/0038). Eine solche Bekanntmachung hat durch Zusendung einer
Ausfertigung (Ablichtung) des maRRgeblichen Bescheides liber den Abgabenanspruch, allenfalls
durch Mitteilung des Bescheidinhaltes zu erfolgen (Ritz/Koran, BAO?, § 248 Rz 8 mwN). Das
Unterbleiben einer solchen Bekanntmachung macht den Haftungsbescheid rechtswidrig
(VWGH 28.5.1993, 93/17/0049). Eine solche Bekanntmachung ist auch erforderlich, wenn der
Haftungspflichtige vom Abgabenanspruch Kenntnis haben muss, zB weil ihm als gemaR § 9
BAO haftenden Geschaftsfiihrer einer GmbH die betreffenden Bescheide zugestellt wurden
(VWGH 28.5.1993, 93/17/0049; Ritz/Koran, BAOS3, § 248 Rz 9 mwN; Ellinger/Sutter/Urtz, BAO>
§ 248 Anm 12).

Gegenstandlich wurde festgestellt, dass der Beschwerdefiihrerin im Zuge der
Haftungsinanspruchnahme der Bescheid liber die Festsetzung eines ersten Sdumniszuschlages
vom 9.6.2017, der Bescheid Uber die Festsetzung eines ersten Sdumniszuschlages vom
9.1.2018 sowie der Umsatzsteuerbescheid 2016 nicht zur Kenntnis gebracht wurden. Um den
Rechtsschutzgedanken voll wirksam Rechnung zu tragen, muss dem Haftungspflichten von der
Behorde iber den haftungsgegenstandlichen Abgabenanspruch Kenntnis in einer Weise
verschafft werden, dass die Priifung der Richtigkeit der Abgabenfestsetzung moglich ist und die
Positionen der Rechtsverteidigung des herangezogenen Haftenden gegen den Anspruch nicht
schwacher sind als diejenigen, die der Abgabepflichtige gegen den Abgabenbescheid
einzunehmen in der Lage ist (VWGH 11.7.2000, 2000/16/0227; Ellinger/Sutter/Urtz, BAO3,

§ 248 E 49 mwN).

All dies ist im vorliegenden Fall jedoch nicht gegeben. Weder gibt die blofe Angabe jener
Betrdge am Haftungsbescheid, fir den der Haftungspflichtige zur Haftung herangezogen wird,
Auskunft iber den tatsachlichen Abgabenanspruch —sondern nur (iber die Hohe der
Haftungspflicht iZm der jeweiligen Abgabe — noch ist durch die blofRe Datumsangabe der
Abgabenbescheide eine Priifung der Richtigkeit der Abgabenfestsetzung fiir den
Haftungspflichtigen moglich. Diese Angaben stellen auch keine ausreichende Mitteilung des
Bescheidinhaltes dar, wird der Abgabepflichtige doch weder tber den Grund noch die
tatsachliche Hohe der Abgabenfestsetzung ausreichend in Kenntnis gesetzt.

Der angefochtene Haftungsbescheid ist daher insoweit rechtswidrig. Die
Haftungsinanspruchnahme der Beschwerdefiihrerin erfolgte daher im Ausmal} von insgesamt
EUR 20.074,01 zu Unrecht.
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3.1.1. Vertreterstellung der Beschwerdefiihrerin

Die Beschwerdefiihrerin war im Zeitraum ***Datum 4*** bis zur amtswegigen Loschung der
Primdrschuldnerin (eingetragen im Firmenbuch am ***Datum 5***) Geschaftsfiihrerin der
Primarschuldnerin. Die Beschwerdefiihrerin kommt daher als Haftungsschuldnerin gemaf §§ 9
iVm 80 BAO in Betracht.

3.1.2. Uneinbringlichkeit der vom Vertretenen geschuldeten Abgaben

Gegenliber der Primarschuldnerin bestehen die in den Sachverhaltsfeststellungen
dargestellten Abgabennachforderungen.

Die Haftung gemaR § 9 BAO ist eine Ausfallshaftung (vgl VwWGH 28.4.2011, 2011/16/0082).
Voraussetzung fir eine Haftungsinanspruchnahme nach § 9 BAO ist somit die objektive
Uneinbringlichkeit der Abgaben im Zeitpunkt der Inanspruchnahme des Haftenden (VwWGH
17.12.2009, 2009/16/0092). Fiir die Uneinbringlichkeit spricht die Aufhebung des Konkurses
mangels kostendeckenden Vermdgens (VWGH 22.10.2002, 2000/14/0083).

Das Konkursverfahren betreffend die Primdrschuldnerin wurde mit Beschluss des
Handelsgerichts Wien vom ***Datum 2*** mangels Kostendeckung aufgehoben. Die
aushaftenden Abgabenschulden waren folglich im Zeitpunkt der Inanspruchnahme der
Beschwerdefiihrerin mittels Haftungsbescheides vom 15.7.2019 bei der Primarschuldnerin
uneinbringlich.

3.1.3. Zur schuldhaften Pflichtverletzung

Fir die Inanspruchnahme des Haftenden nach § 9 BAO ist nur die Verletzung
abgabenrechtlicher Bestimmungen relevant (VWGH 2.7.2007, 96/14/0076). Zu den
abgabenrechtlichen Verpflichtungen eines Vertreters gehort es, dafiir Sorge zu tragen, dass die
Abgaben entrichtet werden. Der Zeitpunkt, fiir den zu beurteilen ist, ob den Vertreter die
Verpflichtung getroffen hat, bestimmt sich danach, wann die jeweilige Abgabe nach den
abgabenrechtlichen Vorschriften zu entrichten gewesen ware (VwWGH 22.10.2015,

Ra 2015/16/0082).

Bei Selbstbemessungsabgaben ist malRgebend, wann die Abgabe bei ordnungsgemaRer
Selbstberechnung zu entrichten gewesen ware (VWGH 22.4.2015, 2013/16/0208). Der
Zeitpunkt der bescheidmaRigen Festsetzung von Selbstbemessungsabgaben ist fur die Priifung
der Haftungsvoraussetzungen daher entgegen dem Vorbringen der Beschwerdefiihrerin auch
nicht von Relevanz (VWGH 25.1.1999, 94/17/0229).

Die Lohnsteuer, die in einem Kalendermonat einzubehalten war, ist gemaf
§ 79 Abs 1 EStG 1988 spatestens am 15. Tag nach Ablauf des Kalendermonats an das Finanzamt
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abzuflihren. Der Dienstgeberbeitrag ist gemal § 43 Abs 1 FLAG 1967 fiir jeden Monat bis
spatestens zum 15. Tag des nachfolgenden Monats an das zustandige Finanzamt zu entrichten.
Ebenso ist der Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag gemalR § 43 Abs 1 FLAG 1967 iVm

§ 122 Abs 8 WKG bis spatestens zum 15. Tag des nachfolgenden Monats an das zustandige
Finanzamt zu entrichten. Im Bereich der Umsatzsteuer kommt es gem § 21 Abs 5 UStG 1994 fiir
eine Nachforderung aufgrund der Veranlagung zu keiner von § 21 Abs 1 UStG 1994 und

§ 21 Abs 3 UStG 1994 abweichenden Falligkeit, sodass nicht der Zeitpunkt der
bescheidmalligen Festsetzung der Umsatzsteuernachzahlung mit
Umsatzsteuer(jahres)bescheid relevant ist, sondern weiterhin der Falligkeitszeitpunkt zum 15.
des auf den betreffenden Voranmeldungszeitraum zweitfolgenden Kalendermonats (vgl BFG
15.3.2017, RV/5100950/2013)

Dass die Lohnsteuer 2016, der Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag 2017, der Dienstgeberbeitrag
2017 und die Lohnsteuer 2017 erst am 14.3.2018 sowie die Umsatzsteuer 11-12/2017 erstam
29.5.2018 und daher nach Insolvenzer6ffnung bescheidmaRBig festgesetzt wurden, andert
entgegen der Ansicht der Beschwerdefiihrerin nichts an dem Umstand, dass diese Abgaben bei
ordnungsgemaler Selbstberechnung bereits vor Insolvenzeréffnung am ***Datum 1*** fillig
gewesen waren. Ebenso war die Nachforderung aus dem Umsatzsteuerjahresbescheid 2016
vom 15.1.2018 bereits vor Insolvenzeroffnung fallig.

Die in den Sachverhaltsfeststellungen angefiihrten Abgaben wurden anihren jeweiligen
Falligkeitstagen nicht entrichtet. Die Zahlungstermine samtlicher dieser Abgaben fallenin den

Zeitraum, in dem die Beschwerdefiihrerin Vertreterin der Primarschuldnerin war.

Allerdings berechtigen nur schuldhafte Verletzungen abgabenrechtlicher Pflichten zur
Haftungsinanspruchnahme. Eine bestimmte Schuldform ist dabei nicht gefordert und ist daher
auch leichte Fahrladssigkeit haftungsbegrindend (VwGH 31.10.2000, 95/15/0137).

a) Zuden eingebrachten Zahlungserleichterungsersuchen

Die Beschwerdefiihrerin brachte am 29.3.2015, am 3.2.2017 und am 17.3.2017 als Vertreterin
der Primarschuldnerin Zahlungserleichterungsersuchen ein.

Flr die vor dem 29.3.2015 bereits fallig gewordenen Abgaben, wurden samtliche
Zahlungserleichterungsersuchen verspatet gestellt, als durch die Bewilligung von
Zahlungserleichterungsersuchen lediglich der Zeitpunkt der Verpflichtung zur Entrichtung von
Abgaben hinausgeschoben wird. Entgegen dem Vorbringen des Vertreters der
Beschwerdefiihrerin, bleibt der Tag, an dem eine Abgabe fallig wurde, durch die Bewilligung
von Zahlungserleichterungsersuchen (Stundung oder Ratenzahlung) unberihrt. Durch die
Bewilligung eines Zahlungserleichterungsersuchens wird lediglich der Zeitpunkt der
Verpflichtung zur Entrichtung von Abgaben hinausgeschoben. Ein nach Eintritt der Falligkeit
von Abgaben gestelltes Zahlungserleichterungsersuchen andert somit nichts daran, dass ein
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Verstol3 gegen die Verpflichtung zur Abgabenentrichtung vorliegt. Auch ware ein
Abgabenausfall nicht eingetreten, wenn die Abgabe bereits pflichtgemaR bei ihrer Falligkeit
entrichtet worden waére, sodass ein Verursachungszusammenhang zwischen der
Uneinbringlichkeit der Abgabe und der Pflichtverletzung gegebenist (VWGH 21.3.1995,
95/14/0034).

Wenn fir eine spater uneinbringlich gewordene Abgabe tatsachlich zu Recht eine
Zahlungserleichterung in Anspruch genommen wurde, mag dies allenfalls eine schuldhafte
Pflichtverletzung nach § 9 Abs 1 BAO ausschlielRen. Es entschuldigt den Vertreter aber nicht,
wenn er eine Zahlungserleichterung mit der Behauptung erwirkt habe, die Einbringlichkeit der
Abgabe werde durch die Zahlungserleichterung nicht gefahrdet, obwohl diese Behauptung
nicht zutrifft. Der Vertreter hat dadurch namlich eine Zahlungserleichterung trotz
Nichtvorliegens einer Tatbestandsvoraussetzung des § 212 Abs 1 BAO erwirkt. Das bereits
bestehende Risiko fur die Einbringlichkeit der Abgabe soll namlich durch einen
Zahlungsaufschub nicht weiter erhht werden. Fir eine bereits ,gefahrdete” Abgabe kommt
daher eine Zahlungserleichterung nicht in Betracht und ist diese sofort zu entrichten. Werden
Abgaben nicht entrichtet, weil ihre Entrichtung trotz gefahrdeter Einbringlichkeit im Wege
einer Zahlungserleichterung hinausgeschoben werden konnte, dann hat der Vertreter, der eine
solche Gefahrdung in Abrede stellte, ein Verschulden am Abgabenausfall zu verantworten
(VWGH 24.10.1990, 90/13/0087).

Das Zahlungserleichterungsersuchen vom 29.3.2015 wurde damit begriindet, dass Uber die
Wintermonate kaum Abrufe von Kunden hereingekommen sind, seit Anfang Marz 2015 die
Auftragserteilungen aber mehr werden und die Primarschuldnerin deshalb in der Lage ist, im
April die ,,reguldren Abgaben zuziiglich der Anzahlung zu bedienen®. Ab Mai 2015 ist man —so
die Ausfiihrungen im Zahlungserleichterungsersuchen — in der Lage Raten in Héhe von

EUR 1.500,00 zu bezahlen. Dariiber hinaus ist man aufgrund des Auftragsstandes fir die

Zukunft sehr zuversichtlich und ersucht deshalb um Stattgabe der Zahlungserleichterung.

In der Begriindung des Zahlungserleichterungsersuchens vom 3.2.2017 fihrt die
Beschwerdefiihrerin als Vertreterin der Primarschuldnerin aus, dass 6ffentliche Auftraggeber
der Primarschuldnerin verspatetet zahlen und Forderungen gegeniiber 6ffentlichen
Auftraggebern in Héhe von ca EUR 45.000,00 bestehen und sie auf Zahlungseingdange von
diesen offentlichen Auftraggebern warten wirde. Die ,,normalen Fdlligkeiten der Folgemonate*
werden gemal den Ausfiihrungen im Zahlungserleichterungsersuchen eingehalten werden. Es
wurde um Stundung des Abgabenriickstandes bis 1.4.2017 ersucht.

In der Begriindung des Zahlungserleichterungsersuchens vom 17.3.2017 wird begriindend

ausgefihrt, dass es zu verzogerten Zahlungen von 6ffentlichen Auftraggebern kommt.

Durch die gewahlten Begriindungen in den Zahlungserleichterungsersuchen wird nach Ansicht
des Bundesfinanzgerichtes von der Beschwerdefiihrerin der Eindruck erweckt, dass die
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Einbringlichkeit der Abgaben nicht gefahrdet sei. Dies ergibt insbesondere durch die
beschriebene positive Auftragslage, den Ausfiihrungen wonach die normalen Falligkeiten der
Abgaben in den Folgemonate nicht gefdahrdet sind und dass es sich bei den Glaubigern der
Primadrschuldnerin um o6ffentliche Auftraggeber handelt. Bei 6ffentlichen Auftraggebern ist
namlich nach Ansicht des Bundesfinanzgerichtes —ohne anderslautende Anhaltspunkte —
davon auszugehen, dass diese entsprechend liquide sind und es bei ordnungsgemaRer
Leistungserbringung nicht zu einem (ganzlichen) Forderungsausfall gegeniiber dem
offentlichen Auftraggeber kommt. Aufgrund der Formulierungen in den
Zahlungserleichterungsersuchen wird daher eine entsprechende Zahlungsfahigkeit der
Primarschuldnerin suggeriert. Dass eine Gefahrdung der Einbringlichkeit der Abgaben zum
Zeitpunkt des jeweiligen Zahlungserleichterungsersuchen nicht vorlag, ist fiir das

Bundesfinanzgericht allerdings nicht glaubhaft.

Die Beschwerdefiihrerin selbst ist es ndmlich, die in ihrer Beschwerde vorbringt, dass die
Primadrschuldnerin im Zeitpunkt der jeweiligen Falligkeiten nicht Giber ausreichende liquide
Mittel zur Tilgung von Abgabenverbindlichkeiten verfiigt hatte. Allein dadurch wird schon
zugestanden, dass eine Gefahrdung der Einbringlichkeit der Abgaben im Zeitpunkt der
Antragstellung des jeweiligen Zahlungserleichterungsersuchens bestanden haben muss.

Dem Akt des Konkursverfahrens der Primarschuldnerin (AS 63 ff und AS 95 ff) ist zu
entnehmen, dass es inden Jahren 2015 und 2016 zu Problemen bei der Auftragsabwicklung
mit 6ffentlichen Auftraggebern gekommen ist und deshalb keine weiteren Auftrdage durch
diese erteilt wurden. Hintergrund dafir war, dass die Primarschuldnerin ihre Leistungen zum
groRRen Teil nicht bzw teilweise nicht ordnungsgemal erbracht hat und von den Auftraggebern
der Primarschulderin diverse Mangel in der Auftragsabwicklung vorgebracht wurden. Die
Probleme in der Auftragsabwicklung gegeniliber den Kunden der Priméarschulderin und die
damit verbundene Gefahrdung der ungesicherten Einhaltung der Zusagen in den
Zahlungserleichterungsersuchen gegeniiber der Abgabenbehdrde mussten der
Beschwerdefiihrerin spatestens im Zeitpunkt der Einbringung der
Zahlungserleichterungsersuchen vom 3.2.2017 und vom 17.3.2017 bekannt gewesen sein bzw
hatte sie diese erkennen missen.

In dem die Beschwerdefiihrerin in den Zahlungserleichterungsersuchen aber lediglich pauschal
darauf hinweist, dass 6ffentliche Auftraggeber verspatet zahlen wiirden, sie aber die
Hintergriinde der ausstehenden Zahlungen und die Unsicherheit, ob der Primarschulderin die
Zahlungen aufgrund nicht erbrachter bzw mangelhaft erbrachter Leistungen tberhaupt
zustehen wirden nicht erldutert hat, hat sie ihre Verpflichtung zur vollstandigen und
wahrheitsgemalRen Offenlegung aller bedeutsamen Umstande fiir die Erlangung einer
abgabenrechtlichen Beginstigung (Stundung/Ratenzahlung) verletzt.
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Der Beschwerdefihrerin mussten bereits im Zeitpunkt der Stellung der jeweiligen
Zahlungserleichterungsersuchen bzw bis zu deren Bewilligung die finanziellen Schwierigkeiten
der Primarschulderin bekannt gewesen sein bzw hatte sie diese erkennen miissen. Dass eine
Gefahrdung der Einbringlichkeit der Abgaben bereits bei Einbringung des
Zahlungserleichterungsersuchens am 29.3.2015, bewilligt mittels Bescheides vom 2.4.2015,
gegeben war bzw die Gefdahrdung der Einbringlichkeit der Abgaben der Beschwerdefihrerin
bekannt gewesen sein musste, ergibt sich auch aus dem Umstand, dass nicht mal die am
4.5.2015 fallige erste Rate in Hohe von EUR 637,52 fristgerecht bezahlt wurde und die
Primarschulderin daher mittels Schreiben vom 11.5.2015 Uber den eingetretenen

Terminverlust verstandigt wurde.

Auch im Falle des Zahlungserleichterungsersuchens vom 17.3.2017, bewilligt mittels
Bescheides vom 6.9.2017, wurde die Primarschulderin bereits mittels Schreiben vom
9.10.2017, und somit sogar noch vor Falligkeit der ersten Rate, vom eingetreten Terminverlust
verstandigt. Insoweit geht auch das Argument der Beschwerdeflhrerin ins Leere, sie habe am
16.10.2017, am 15.11.2017 und am 15.12.2017 die falligen Raten entrichtet, weil durch den
eingetretenen Terminverlust das am 6.9.2017 bewilligte Zahlungserleichterungsersuchen
gemaR § 230 Abs 5 BAO erloschen ist.

Da die Beschwerdefiihrerin es unterlassen hat, samtliche bedeutsamen Umstande iSd
§ 212 BAO zur Erlangung der Zahlungserleichterungsersuchen gegeniiber der Abgabenbehérde
offen zu legen, trug sie schuldhaft zum Abgabenausfall bei.

b) Nachweis der Glaubigergleichbehandlung

Nach der gefestigten Rechtsprechung des VWGH hat der Vertreter darzulegen, aus welchen
Griinden ihm die Erfullung abgabenrechtlicher Pflichten unmdglich war, widrigenfalls
angenommen wird, dass die Pflichtverletzung schuldhaft war. Nur der Vertreter wird in der
Regel jenen ausreichenden Einblick in die Gebarung des Vertretenen haben, der ihm
entsprechende Behauptungen und Nachweise ermoglicht (VWGH 17.12.2009, 2009/16/0092).

Der Vertreter haftet fur nicht entrichteten Abgaben des Vertretenen auch dann, wenn die ihm
zur Verfligung stehenden Mittel zur Entrichtung aller Verbindlichkeiten des Vertretenen nicht
ausreichen, es sei denn, er weist nach, dass er die Abgabenschulden im Verhaltnis nicht
schlechter behandelt hat, als bei anteiliger Verwendung der vorhandenen Mittel fiir die
Begleichung aller Verbindlichkeiten. Auf dem Vertreter lastet auch die Verpflichtung zur
Errechnung einer entsprechenden Quote und des Betrages, der bei anteilsmalRiger
Befriedigung der Forderungen an die Abgabenbehorde zu entrichten gewesen ware. Eine
Betrachtung der Glaubigergleichbehandlung hat zum jeweiligen Falligkeitstag zu erfolgen
(VWGH 25.11.2009, 2007/15/0277). Der Vertreter erfahrt somit nur dann eine Einschrankung
der Haftung, wenn er den Nachweis erbringt, welcher konkrete Abgabenbetrag auch bei einer
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gleichmaRigen Befriedigung der Glaubiger uneinbringlich geworden ware (VWGH 28.2.2002,
96/15/0224).

Sofern der Vertreter der Beschwerdefiihrerin gegeniiber dem Bundesfinanzgericht nunmehr
vorbringt, dass die betreffenden Sachverhalte acht Jahre und langer zuriick liegen und somit
aullerhalb der Verjahrungsfristen liegen wiirden und daher keine Unterlagen zur
Glaubigergleichbehandlung mehr vorliegen wiirden, ist festzuhalten, dass die
Beschwerdefiihrerin auf die rechtlichen Rahmenbedingungen im Rahmen des
Haftungsvorhaltes vom 22.2.2019 sowie im angefochtenen Bescheid vom 15.7.2019
hingewiesen wurde. Der Beschwerdefiihrerin wurde somit innerhalb der siebenjahrigen
Aufbewahrungsfrist des § 132 BAO zumindest zwei Mal die rechtlichen Rahmenbedingungen
vorgehalten und ihr die Gelegenheit eingerdaumt, entsprechende Nachweise zu erbringen.

Der Haftungsvorhalt vom 22.2.2019 blieb unbeantwortet. In der Beschwerde vom 16.8.2019
macht die Beschwerdefiihrerin lediglich die Angabe, dass die Primarschuldnerin im Zeitpunkt
der Falligkeiten der jeweiligen Abgabenverbindlichkeiten (iber keine ausreichenden liquiden
Mittel verflgt habe und dass die zur Verfligung stehenden Mittel sogleich genutzt wurden, um
Glaubiger anteilig zu befriedigen. Nach der Rechtsprechung des VWGH ist jedoch die bloRe
pauschale Behauptung einer Glaubigergleichbehandlung nicht ausreichend (VWGH 22.9.1999,
96/15/0049). Konkrete Nachweise fiir eine Glaubigergleichbehandlung zum jeweiligen
Falligkeitstag der Abgaben wurden von der Beschwerdefiihrerin zu keinem Zeitpunkt vorgelegt.
Die vorgelegte Saldenliste eines Bankkontos der Primarschulderin fiir den Zeitraum 1.1.2018
bis zum Datum der Insolvenzeréffnung ist aus den dargelegten Griinden nicht geeignet, eine
Glaubigergleichbehandlung nachzuweisen.

Der Grundsatz der Glaubigergleichbehandlung gilt allerdings nicht fir die Lohnsteuer. Aus der
Bestimmung des § 78 Abs 3 EStG 1988, wonach in Féllen, in denen die dem Arbeitgeber zur
Verfligung stehenden Mittel zur Zahlung des vollen vereinbarten Arbeitslohnes nicht ausreiche,
die Lohnsteuer von dem tatsachlich zur Auszahlung gelangenden niedrigeren Betrag zu
berechnen und einzubehalten ist, folgt, dass jede Zahlung voller vereinbarter Arbeitslhne,
wenn die zur Verfligung stehenden Mittel nicht auch fir die darauf entfallende Lohnsteuer
ausreichen, eine schuldhafte Verletzung abgabenrechtlicher Pflichten mit den Rechtsfolgen des
§ 9 Abs 1 BAO darstellt (VWGH 3.9.2008, 2006/13/0121).

Die Beschwerdefiihrerin bringt in diesem Zusammenhang vor, dass es aufgrund einer
durchgefiihrten Sonderpriifung zu Nachforderungen von Selbstbemessunsgabgaben —gemeint
ist die Lohnsteuer —gekommen ist und eine Pflichtverletzung der Beschwerdefiihrerin nicht
vorliege, weil sie den Auswahl- und Uberwachungspflichten nachgekommen ist und die
Lohnverrechnung der Primarschulderin von einem dazu bevollmachtigen Vertreter
vorgenommen wurde. Es liege daher keine schuldhafte Verletzung der abgabenrechtlichen
Pflichten vor.
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Die Beauftragung eines Wirtschaftstreuhdanders mit der Wahrnehmung der
Abgabenangelegenheiten entbindet den Geschaftsfiihrer jedoch nicht von der
Informationspflicht und Uberwachungspflicht (VWGH 16.12.1999, 97/15/0051). Es trifft nicht
zu, dass der Geschaftsfiihrer wegen der Betrauung eines Steuerberaters mit den steuerlichen
Aufgaben , auf diese Agenden keinerlei Einfluss hatte", zumal das Auftragsverhaltnis jederzeit
beendet werden kann (VWGH 16.12.1999, 97/15/0051). Im konkreten Fall hat die
Beschwerdefiihrerin nicht dargelegt, inwiefern sie ihrer Uberwachungspflicht im Rahmen lhrer
in § 80 Abs 1 BAO normierten Pflichten des Vertreters nachgekommen ist. Es ist daher von
einer schuldhaften Verletzung der abgabenrechtlichen Pflichten durch die Beschwerdeflihrerin

auszugehen und ist eine Einschrankung der Haftung daher nicht moglich.

Hinsichtlich der Dienstgeberbeitrage 2017 und des Zuschlages zum Dienstgeberbeitrages 2017
erfolgte im Haftungsbescheid allerdings keine monatliche Aufgliederung und kann eine solche
auch nicht aus den vorgelegten Akten entnommen bzw ermittelt werden. Auf Nachfrage des
Bundesfinanzgerichts hat die belangte Behdrde eine solche Aufteilung nicht vorgenommen. Die
Beschwerdefiihrerin wurde daher nicht in die Lage versetzt, die geforderte
Liquiditatsaufstellung zu den jeweiligen Falligkeitstagen vorzulegen und die auf die
Abgabengldubigerin entfallende monatliche Quote zu berechnen (VwWGH 22.4.2015,
2013/16/0208). Die Geltendmachung der Haftung hinsichtlich dieser Abgaben entspricht daher
nicht den Anforderungen der Rechtsprechung des VwWGH, weshalb der Dienstgeberbeitrag
2017 in H6he von EUR 1.096,30 sowie der Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag 2017 in H6he von
EUR 106,96 von der Haftungsinanspruchnahme auszuscheiden waren.

Fur die Umsatzsteuer 11-12/2017 erfolgte direkt im Haftungsbescheid zwar ebenfalls keine
monatliche Aufgliederung. Eine monatliche Aufgliederung kann allerdings anhand der
Niederschrift Giber die Schlussbesprechung vom 24.5.2018 vorgenommen werden. Die
Beschwerdefiihrerin wurde daher in die Lage versetzt, die geforderte Liquiditatsaufstellung zu

den jeweiligen Falligkeitstagen vorzulegen, was sie allerdings unterlassen hat.

3.1.4. Kausalitat

Eine Haftungsinanspruchnahme setzt eine Kausalitat zwischen der schuldhaften
Pflichtverletzung des Haftenden und dem Abgabenausfall voraus. Wenn der Vertreter
schuldhaft seine Pflicht verletzt, fir die Abgabenentrichtung aus den Mitteln der Gesellschaft
zu sorgen, so darf davon ausgegangen werden, dass die Pflichtverletzung fiir die
Uneinbringlichkeit der Abgaben urséachlich war (VWGH 27.5.2020, Ra 2020/13/0027).

Wegen der festgestellten schuldhaften Pflichtverletzung der Beschwerdefiihrerin und weil
keine gegenteiligen Anhaltspunkte vorliegen, ist von einer Ursadchlichkeit der Pflichtverletzung

fir die Uneinbringlichkeit auszugehen.
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3.1.5. Ermessen

Die Haftungsinanspruchnahme liegtim Ermessen der Abgabenbehdrde. Wie bei allen
Ermessensentscheidungen hat sich die Ermessensiibung insbesondere am Zweck der Norm und
andeninim § 20 BAO genannten Kriterien der Billigkeit und ZweckmaRigkeit zu orientieren.
Dem Begriff der ,,Billigkeit” ist die Bedeutung , berechtigte Interessen der Partei“, dem
Gesetzesbegriff ,,ZweckmalRigkeit” die Bedeutung des ,6ffentlichen Anliegens an der
Einbringung der Abgaben” beizumessen (VWGH 25.6.1990, 89/15/0067).

Da die streitgegenstandlichen Abgaben bei der Primarschulderin unstrittig nicht einbringlich
sind, dient die Geltendmachung der Haftung bei der Beschwerdefiihrerin dem offentlichen
Interesse an der Sicherung und Einbringung der Abgabenschulden. Die
Haftungsinanspruchnahme der Beschwerdefiihrerin ist vor diesem Hintergrund zweckmafig.

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist ein groRer Zeitabstand zwischen
dem Entstehen der Abgabenschuld oder dem Hervorkommen der Uneinbringlichkeit der
Abgaben bei der Primarschulderin und der bescheidmaRigen Inanspruchnahme der Haftung
ein Umstand, den die Abgabenbehdrde bei der Inanspruchnahme zur Haftung und ihrer
Ermessensiibung nicht auller Acht betrachten darf. Fiir die Beurteilung der Dauer, ist der
jeweils spatere Zeitpunkt maRgeblich (BFG 30.1.2020, RV/7102464/2019) Ein solcher Umstand
kann jedoch auch lediglich einer von mehreren Gesichtspunkten sein, die im Rahmen des
Ermessens zu berlicksichtigen sind. Inwieweit dieser Gesichtspunkt beim Ermessens
Beriicksichtigung findet, hangt vom Einzelfall ab. Eine Ermessenstiberschreitung oder ein
Ermessensmissbrauch ldge dann vor, wenn ein solcher Umstand bei der
Ermessensentscheidung (iberhaupt nicht beriicksichtigt wiirde (VwWGH 15.6.2023, Ra
2021/13/0156).

Die streitgegenstandlichen Abgabenschulden sind (friihestens) im Jahr 2015 entstanden und
die Uneinbringlichkeit stand am 18.8.2018 fest. Zwischen dem Zeitpunkt zu dem die
Uneinbringlichkeit feststand und der Haftungsinanspruchnahme der Beschwerdefiihrerin mit
Haftungsbescheid vom 15.7.2019 ist somit weniger als ein Jahr vergangen. Dabei handelt es
sich nicht um einen langen Zeitabstand, der im Rahmen der Ermessensiibung zugunsten der
Beschwerdefiihrerin zu bericksichtigen ware.

Soweit die Beschwerdefiihrerin vorbringt, dass sie die Haftungsinanspruchnahme aufgrund
ihrer wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit ungebiihrend hart treffen wiirde, ist auf die standige
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu verweisen, wonach selbst eine Vermogens-
und Arbeitslosigkeit des Haftenden —auch in Zusammenhang mit der Ermessensiibung in
keinem erkennbaren Zusammenhang mit der Geltendmachung der Haftung steht, zumal es
eine allfallige Uneinbringlichkeit beim Haftenden auch nicht ausschlieBt, dass kiinftig neu
hervorkommendes Vermogen oder kiinftig erzielte Einkilinfte zur Einbringlichkeit der
haftungsgegenstandlichen Abgaben fihren kénnen (VWGH 27.5.2020, Ra 2020/13/0027). Die
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Inanspruchnahme der Haftung in Ausiibung des Ermessens ist mit dem derzeitigen, im
Zeitpunkt der Erlassung des Haftungsbescheides vorhandenen Vermogen nicht begrenzt
(VWGH 9.11.2011, 2011/16/0070). Selbst der Umstand, dass eine Haftungsschuld letztlich nur
zum Teil eingebracht werden kann, steht deren (ungekirzten) Geltendmachung nicht entgegen
(BFG 31.7.2014, RV/5101346/2011).

Zwar ist—wie von der Beschwerdefihrerin korrekt dargelegt —ein Mitverschulden der
Abgabenbehdrde im Rahmen der Ermessensiibung bei der Geltendmachung der Haftung zu
berticksichtigen (VWGH 24.2.1997, 96/17/0066). Ein solches Mitverschulden aufgrund
unterlassener BetreibungsmalRnahmen liegtim vorliegenden Fall jedoch nicht vor. Beiden in
Rede stehenden Abgaben handelt es sich nahezu ausschlieBlich um Selbstbemessungsabgaben,
welche ohne Zutun der Behoérde zu entrichten gewesen waren (VWGH 27.2.2008,
2005/13/0100) und die im Uberwiegenden Ausmaf erst durch Priifungsmafnahmen bei der
Primarschulderin nach der Insolvenzeroffnung festgesetzt wurden. Wie bereits ausgefiihrt, war
aufgrund der Begriindungen in den Zahlungserleichterungsersuchen nicht davon auszugehen,
dass eine Gefdahrdung der Einbringlichkeit der Abgaben vorliegt, sodass auch die Bewilligung
der Zahlungserleichterungsersuchen kein Mitverschulden der belangten Behorde auslost.

3.1.6. Zum AusmaR der Haftung

Die Geltendmachung einer Haftung nach § 9 BAO setzt voraus, dass eine Abgabenschuld
entstanden ist und noch nicht durch Entrichtung erloschen ist. Auch im Rechtsmittelverfahren
ist zu bericksichtigen, ob die haftungsgegenstandliche Abgabenschuld zwischenzeitig —
allenfalls teilweise — durch andere Personen als den Haftungspflichtigen entrichtet wurde
(VWGH 8.9.2020, Ra 2020/13/0029).

Der gesamte Haftungsbetrag haftet nach wie vor aus. Sdmtliche haftungsrelevanten Abgaben

wurden somit bis dato nicht entrichtet.

Insgesamt war der Beschwerde aber teilweise stattzugeben und der angefochtene Bescheid
abzudndern. Die Haftung der Beschwerdefiihrerin wird auf den Betrag von EUR 46.423,44
herabgesetzt, der sich wie folgt zusammensetzt:
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Abgabenart Zeitraum Betrag
Lohnsteuer 2014 10,17
Lohnsteuer 3/2016 759,68
Dienstgeberbeitrag 32016 143,52
Zuschlagzum Dienstgeberbeitrag 3/2016 12,76
Lohnsteuer 5/2016 315,55
Dienstgeberbeitrag 5/2016 97,85
Zuschlagzum Dienstgeberbeitrag 52016 8,84
Umsatzsteuer 7/2016 820,11
Lohnsteuer 8/2016 1.607,88
Dienstgeberbeitrag 8/2016 692,03
Zuschlagzum Dienstgeberbeitrag 8/2016 61,51
Umsatzsteuer 8/2016 2.885,61
Karperschaftsteuer 10-12/2016 125,00
Umsatesteuer 12/2016 1.049,54
S3umniszuschlag 1 2016 59,63
S3umniszuschlag 1 2016 57,71
Lohnsteuer 2016 59,67
Umsatzsteuer 2/2017 £.129,83
Umsatzsteuer 32017 2.949 04
Umsatzsteuer 4/2017 1.570,79
Karperschaftsteuer 04-06/2017 125,00
Umsatzsteuer 72017 294,89
Umsatzsteuer 8/2017 0,02
Umsatzsteuer 9/2017 896,60
Karperschaftsteuer 07-09/2017 125,00
Umsatzsteuer 10/2017 5.163,15
Karperschaftsteuer 10-12/2017 125,00
Umsatzsteuer 11-12/2017 16.506,46
Lohnsteuer 2017 3.979,36
S3umniszuschlag 1 2017 102,60
Stundungszinsen 2017 91,87
S3umniszuschlag 2 2017 51,30
Stundungszinsen 2017 181,33
Karperschaftsteuer 01-03/2018 125,00
Pfandungzgebihr 2018 255,54
Barauslagenersatz 2012 3,10
Gesamt 46.423.44

3.2. Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Das Bundesfinanzgericht ist bei der Lésung der streitgegenstandlichen Rechtsfrage der
angeflhrten Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes gefolgt, weshalb keine Rechtsfrage
von grundsatzlicher Bedeutung vorliegt und die ordentliche Revision nicht zuzulassen war.

18 von 19



Seite 19 von 19

Wien, am 5. Mai 2026

19 von 19



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abänderung)
	3.1.1. Vertreterstellung der Beschwerdeführerin
	3.1.2. Uneinbringlichkeit der vom Vertretenen geschuldeten Abgaben
	3.1.3. Zur schuldhaften Pflichtverletzung
	3.1.4. Kausalität
	3.1.5. Ermessen
	3.1.6. Zum Ausmaß der Haftung
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)



